Von:    Martina Lamm  
Gesendet:       Donnerstag, 1. Dezember 2005 13:55 
An:     'gemeinden@email.steiermark.at' 
 Betreff:        Getränkeabgabe 

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin! 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

In der Anlage übermitteln wir Ihnen einen Rundbrief zur Getränkeabgabe - und zwar hinsichtlich einiger noch im Jahr 2005 zu setzender Maßnahmen. Es geht dabei um Fragen der allfällig notwendigen Verjährungsunterbrechung, der Aussetzung der Entscheidung über Berufungen sowie um die Einforderung ausständiger Abgabenerklärungen - vor allem hinsichtlich des Kalenderjahres 2000. 
Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Klaus Wenger, LGF, Steiermärkischer Gemeindebund 
___________________________________________ 
Burgring 18, A-8010 Graz 
Telefon: +43/316/82-20-79-0 
Telefax: +43/316/81-05-96 
E-Mail: post@gemeindebund.steiermark.at 
___________________________________________ 

<<Rundbrief v. 1.12.05.doc>> 

Steiermärkischer Gemeindebund

Burgring 18, 8010 Graz

Graz, am 1. Dezember 2005

An alle Mitgliedsgemeinden

Getränkeabgabe: Noch im Jahr 2005 zu setzende Maßnahmen

· Verjährungsunterbrechung

· Aussetzung der Entscheidung über die Berufung

· Einforderung ausständiger Abgabenerklärungen

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Die verschiedenst gelagerten Getränkeabgabe​verfahren sowohl im Gastronomie- und Ausschankbereich als auch im Handelsbereich wurden von den Gemeinden recht unterschiedlich gehandhabt. Nachdem diese Verfahren bekanntlich schon sehr lange dauern, möchten wir im Hinblick auf noch nicht rechtskräftig abgeschlossene Verfahren (bzw Teilzeiträume) auf die grundsätzliche Problematik der Festsetzungs- und Einhebungsverjährung für Belange der Getränkeabgabe und der Anwendung des Bereicherungsverbotes hinweisen:

Zumindest hinsichtlich jener bestimmten Zeiträume
, in welchen auf Grund längerer Behördeninaktivität ab dem Jahr 2006 bereits Bemessungsverjährung eintreten würde, ist daher unbedingt eine dokumentierbare, nach außen in Erscheinung tretende Amtshandlung zur Geltendmachung konkreter Abgabenansprüche
, welche noch im Jahr 2005 zugestellt werden muss, notwendig. 

Dazu finden Sie in der Anlage einen entsprechenden – hier speziell auf die Gastronomie zugeschnittenen – Entwurf samt zugehörigen Anmerkungen, welchen das BMF im Vorfeld kontrollierend durchgesehen hat.

Für welche Zeiträume und Verfahren braucht die Bemessungsverjährung (derzeit noch) nicht unterbrochen werden? (Handels- und Gastronomiebetriebe)

· Nachdem auch der von uns im Sommer 2004 empfohlene Vorhalt im Falle seiner ordnungsgemäßen Zustellung
, wenn er – wie vorgegeben – auf einen konkreten Zeitraum bezogen war, bereits dieselbe bemessungsverjährungsunterbrechende Wirkung hat, besteht hinsichtlich des Vorhaltszeitraumes Schutz vor Bemessungsverjährung
 für weitere 5 Jahre – somit  bis Ende 2009. Lediglich die Grenze der absoluten Verjährung ist dabei allenfalls (weiterhin) zusätzlich zu beachten.

· Auch für jene (Teil-) Zeiträume, wo die bescheidmäßige Besteuerung von Alkohol
 mit bislang unerledigter, offener Berufung an​ge​fochten ist, tritt (wiederum abgesehen von der absoluten Verjährung) keine Bemessungsverjährung ein und ist bzw bleibt die Abgabenbehörde in der Entscheidungspflicht. 

Maßnahmen gegen Säumnisbeschwerden (Handels- und Gastronomiebetriebe)

· Sofern der Steuerpflichtige die von ihm geforderte Mitwirkung im Verfahren – wie etwa die Beantwortung des Vorhaltes – erbracht hat, könnte bei offenen Berufungen im Falle der (zeitlich gesehenen) Verletzung der Entscheidungspflicht von den Berufungswerbern eine Säumnisbeschwerde beim VwGH gegen die Gemeinde eingebracht werden.

· Bei Gastronomiebetrieben könnte daher bei offenen Getränkeabgabe-Berufungsverfahren im Hinblick auf die (unter den Zahlen 2005/16/0213 und 2005/16/0217) protokollierten VwGH-Beschwerden eine bescheidmäßige Aussetzung der Entscheidung erwogen werden, bis die Anwendbarkeit des „Frankfurt“-Urteils für Österreich vom VwGH bestätigt ist. 

· Bei Handelsbetrieben könnte die Entscheidung über anhängige Berufungen ebenfalls bescheidmäßig ausgesetzt werden – und zwar im Hinblick auf den Ausgang des nach dem VwGH-Erkenntnis 2004/16/0226 vom 17.3.2005 vor der Oberösterreichischen Landesregierung (bzw vor der Berufungsbehörde der Landeshauptstadt Linz) neuerlich anhängigen bzw neuerlich anhängig werdenden Berufungsverfahrens der U HandelsgmbH & Co KG.

Ausständige Abgabenerklärungen (Handels- und Gastronomiebetriebe)

Die Getränkeabgabe (bzw in Anwendung des Bereicherungsverbotes die ihr entsprechende auf alkoholische Getränke anzuwendende überwälzte Abgabe) für 2000 (und die Vorjahre) sollte aus dem Grunde drohender Bemessungsverjährung daher bereits festgesetzt worden sein – sei es mittels (noch wirksamer) zutreffender Abgabenerklärung oder mittels Bescheid. 

Allenfalls noch immer ausständige Jahreserklärungen für das Kalenderjahr 2000 müssten auch jedenfalls noch heuer von Handels- und Gastronomiebetrieben eingefordert werden; bei Gastronomiebetrieben müssten darin im Teilzeitraum vom 1.1.2000 bis zum 8.3.2000 auch alkoholische Getränke versteuert werden.

Wir hoffen, Ihnen mit dieser Information weiter zu helfen und stehen für allfällige Rückfragen selbstverständlich gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Klaus Wenger, LGF, Steiermärkischer Gemeindebund

___________________________________________

Burgring 18, A-8010 Graz

Telefon: +43/316/82-20-79-0

Telefax: +43/316/81-05-96

E-Mail: post@gemeindebund.steiermark.at

___________________________________________

Anlagen:

Entwurf eines Verjährungsunterbrechungsschreibens (Gastronomie) samt Erläuterungen

Erläuterungen zum
Verjährungsunterbrechungsschreiben
(Anwendungsvoraussetzungen)
· Getränkeverkauf mit Ausschank: 
Bei Ausschankbetrieben würden – entsprechend dem EuGH-Urteil C-491/03 (Hermann / Frankfurt am Main) aus gemeinschaftsrechtlicher Sicht zulässigerweise bloß Dienstleistungen im Zusammenhang mit alkoholischen Getränken besteuert. Somit wären Gastronomiebetriebe potentielle Anwendungsfälle des erwähnten Urteils. (Reine Handelsbetriebe sind von dieser Rechtsprechung und von dieser Vorgangsweise NICHT betroffen!) 

· Handelsbetriebe: 
Sofern Handelsbetriebe ausnahmsweise versehentlich noch nicht mit einer (allenfalls mit Berufung angefochtenen) Abgabenfestsetzung abgeschlossen sind, kann ebenfalls eine Bemessungsverjährungsunterbrechungshandlung notwendig sein. Das beiliegend entworfene Schreiben kann auch für Handelsbetriebe verwendet werden. Dabei sollte allerdings der letzte Abfragepunkt weg gelassen werden, wenn sicher kein Betriebsteil mit Ausschank bestanden hatte (angeschlossenes Cafe, Jausenbuffet, …).

· Es ist kein Getränkeabgabe-Berufungsverfahren offen,
weiters ist kein Anbringen unerledigt, welches die behördliche Abgabenfestsetzung erforderlich macht (etwa unerledigter Rückzahlungsantrag oder nicht verjährte Nullerklärung): Ansonsten kann ja das Frankfurt-Urteil im offenen Festsetzungs- und/oder Berufungsverfahren ohnehin ohne jegliche verfahrensrechtliche Hindernisse im – unter Umständen zwingend auch noch heuer! – zu erlassenden Getränkeabgabebescheid angewendet werden.

Bei den (zwar nicht ganz korrekt so bezeichneten) „kombinierten“ Bescheiden (Getränkeabgabefestsetzung + Anwendung des Bereicherungsverbotes in einem Bescheid) wird vorerst vorsichtshalber jedenfalls dennoch von zwei eigenständigen Bescheiden auszugehen sein, wobei die Anfechtung lediglich des angewandten Bereicherungsverbotes bewirkt haben dürfte, dass die Getränkeabgabefestsetzung (als Rechtsbehelfsfall auf Alkohol mit Null) leider rechtkräftig geworden sein dürfte. Eine Bemessungsverjährungsunterbrechungshandlung für eine allfällige spätere Wiederaufnahme des Verfahrens wäre somit auch hier zu erwägen.

· Zeiträume wurden bisher als Rechtsbehelfsfall gewertet.

Von dieser Bemessungsverjährungsunterbrechung sind zweckmäßigerweise jene Abgabenzeiträume betroffen, welche im Jahr 2005 noch nicht verjährt sind (inzwischen zugestellte Bescheide, Vorhalte usw haben die Bemessungsverjährung bereits unterbrochen und begann die Frist mit Ablauf des letzten sich auf dieses Jahr beziehenden Unterbrechungsjahres neu zu laufen). Für die bisher als Rechtsbehelfsfall gewerteten Jahre werden nun vorsorglich die Voraussetzungen für weitere behördliche Maßnahmen ermittelt – und zwar speziell im Hinblick auf eine unter Umständen mögliche oder notwendige Wiederaufnahme des Verfahrens (wegen neu hervorkommender Beweismittel; vielleicht auch wegen abweichender Vorfragenbeurteilung in Gastronomiefällen).

· Praxishinweise

Unter Umständen könnte es sich als vorteilhaft erweisen, die im beiliegenden Schreiben abgefragten Daten in Form eines auszufüllenden Formulars zur Beantwortung beizulegen (oder beispielhaft für ein Jahr auf der Rückseite des Schreibens aufzudrucken).

Wichtig: Die Abfrage der genannten Daten muss sich wieder unbedingt auf einen konkret genannten, abgeschlossenen Zeitraum beziehen; allfällig bestehende Vollmachtsverhältnisse sind für eine wirksame Zustellung zu beachten!

Textvorschlag
Verjährungsunterbrechungsschreiben

Stadt-/Markt-/Gemeinde ............................

............................, am ................2005

Gegen Zustellnachweis.

Herrn/Frau

…………………

…………………

GZ.:

Überprüfung der Getränkeabgabefestsetzung für den Zeitraum ....................
 

Sehr geehrte/r Herr/Frau .....................................!

In Erfüllung gesetzlicher abgabenbehördlicher Pflichten (§§ 92 - 93 und § 127 Steiermärkische Landesabgabenordnung - LAO, LGBl 1963/158 in der Fassung LGBl 69/2001)  ergeht an Sie unter Hinweis auf die in § 95 LAO  normierte Offenlegungs- und Wahrheitspflicht sowie unter Hinweis  auf die Pflicht der Abgabepflichtigen zur Hilfeleistung bei Amtshandlungen (§§ 114 ff LAO)  die Aufforderung, für die oa Zeiträume folgende Daten 

längstens bis zum .....................2005

jahreweise bekannt zu geben:

· Netto-Wareneinkauf alkoholische Getränke der Sparten Wein, Bier, Spirituosen und allfälliger weiterer in diesen Erlösgruppen noch nicht enthaltener alkoholischer Getränke (alle Beträge ohne USt, inkl. allfälliger Schaumweinsteuer);

· Brutto-Verkaufserlöse der jeweiligen oa alkoholischen Getränke;

· Brutto-/Netto-Rohaufschlag aus der oa spartenweisen Aufstellung der Erlöse im Verhältnis zu den Einkaufspreisen;

· die Angabe, ob eine Soll- oder eine Istversteuerung (Fakturen- oder Erlösversteuerung) vorgenommen wurde;

· die Angabe, ob von den ermittelten Erlösen ein Eigenverbrauch abgezogen wurde (ja/nein);

· die Angabe, ob von den ermittelten Erlösen ein Schwund abgezogen wurde (ja/nein);

· Getränkeabgabe-Bemessungsgrundlagen für alkoholfreie Getränke und Aufgussgetränke sowie für Speiseeis;

· Angabe, ob bei der Ermittlung der Getränkeabgabe-Bemessungsgrundlage ein Bedienungsentgelt abgezogen wurde (nein/ja; wenn ja, in welcher Höhe?).

Danke für Ihre Mitwirkung im Voraus!

Mit freundlichen Grüßen

Der Bürgermeister:

	(Name des Bgm.)


�	Abgabenzeiträume, deren Bemessungsverjährung (bislang letztmalig) im Jahr 2000 (neuerlich) zu laufen begann


� 	Getränkeabgabe, Anwendung des Bereicherungsverbotes; - jeweils auf bestimmte, abgeschlossene Zeiträume bezogen


� 	das heißt unter strikter Beachtung allfällig bestehender (Zustell-) Vollmachten


�	gilt für alle Fällen, in welchen der Vorhalt noch innerhalb der jeweiligen (durch frühere Amtshandlungen unterbrochenen) Bemessungsverjährungsfrist zugestellt wurde


�	entweder auf Basis des Getränkeabgaberechts oder in Anwendung des Bereicherungsverbotes


� 	grundsätzlich der Rechtsbehelfszeitraum (1995-1999) und das Jahr 2000 (zumindest 1.1. bis 8.3.2000, sofern alkoholfreie Getränke, Aufgussgetränke und Speiseeis bis 12/2000 bereits erklärt oder festgesetzt wurden; ansonsten 1-12/2000).
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